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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/3656 - 


betr. Grundsätze der wirtschaftlichen Zusammenarbeit in der Entwicklungspolitik 
der Bundesregierung 


Der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit hat mit 
Schreiben vom 19. Juni 1975 - 03 - 0 3001 - 16/75 - die Große 
Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Welche Punkte in der bisherigen entwicklungspolitischen Kon- 
zeption der Bundesregierung, die unter der Verantwortung der 
Bundesregierung, des früheren Bundesministers Eppler erarbei- 
tet wurde, wurden oder werden aufgegeben oder geändert? 
Welche Punkte werden neu in die frühere entwicklungspolitische 
Konzeption der Bundesregierung eingefügt? 

Auch für die von der Bundesregierung verfolgte Entwicklungs- 
politik gilt der in der Regierungserklärung vom 17. Mai 1974 
ausgesprochene Grundsatz der „Kontinuität und Konzentra- 
tion". Die 1971 beschlossene entwicklungspolitische Konzep- 
tion wird „in zweijährigem Turnus auf veränderte Situationen 
überprüft", sie wird - wie 1973 geschehen - auch 1975 überprüft 
und fortgeschrieben werden; dabei werden u. a. die vom Kabi- 
nett in seiner Sondersitzung am 9. Juni 1975 beschlossenen 
25 Thesen zugrunde gelegt, die als Anlage beigefügt sind. 


2. Hält die Bundesregierung an den wiederholten Aussagen des 
früheren Bundesministers für Wirtschaftliche Zusammenarbeit, 
Eppler, fest, daß der hohe Anteil der multilateralen Hilfe an der 
gesamten deutschen Entwicklungshilfe ein Qualitätsmerkmal an 
sich sei? 


Ja. 


3. a) Wie vereinbart die Bundesregierung die Äußerungen von 
Regierungssprecher Bölling am 22. Januar 1975, die bilate- 
rale Hilfe müsse künftig Vorrang erhalten, mit der Feststel- 
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lung von Bundesminister Bahr am 12. Dezember 1974 im 
Deutsdilandfunk, daß der jetzige Anteil der multilateralen 
Hilfe am Gesamtumfang der deutschen Entwicklungshilfe 
(28 V. H.) aufrechterhalten würde? 

Der Anteil der öffentlichen Mittel, der für die multilaterale 
Zusammenarbeit aufgewendet wird, zeigt, daß die bilaterale 
Zusammenarbeit bei uns - wie auch bei den meisten anderen 
Industrieländern ~ Vorrang genießt. Zwischen den zitierten 
Äußerungen besteht daher kein Widerspruch. 


b) Rechnet die Bundesregierung die Entwicklungshilfe im Rah- 
men der Europäischen Gemeinschaft zu den multilateralen 
oder den (integriert-)bilateralen Leistungen, und wie beur- 
teilt die Bundesregierung mittelfristig (fünf Jahre) das zah- 
lenmäßige Verhältnis von bilateraler zu multilateraler Hilfe? 

In der internationalen Statistik der für die Entwicklungsländer 
erbrachten Leistungen werden die im Rahmen der Europäischen 
Gemeinschaft für diesen Zweck verausgabten Mittel zu den 
multilateralen Leistungen gerechnet. Die Bundesregierung wird 
sich bemühen, das Verhältnis von bi- und multilateralen Lei- 
stungen in seiner gegenwärtigen Größenordnung zu halten; 
innerhalb der multilateralen Entwicklungshilfe soll die gemein- 
same Entwicklungspolitik der Europäischen Gemeinschaft Vor- 
rang erhalten. 


4. Wie definiert die Bundesregierung die Eigeninteressen der 
Bundesrepublik Deutschland im Rahmen der Entwicklungspolitik, 
und wie soll sich dieses Interesse, das nach Aussagen von 
Regierungssprecher Bölling am 22. Januar 1975 künftig nicht zu 
kurz kommen soll, konkret in den einzelnen Maßnahmen der 
Entwicklungspolitik auswirken? 

Entwicklungspolitik ist Teil der Gesamtpolitik der Bundesregie- 
rung und dient damit Interessen der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Sie leistet einen wichtigen Beitrag zur langfristigen Frie- 
denssicherung und zur Erhaltung des von uns erreichten wirt- 
schaftlichen und sozialen Standards. Angesichts des hohen 
Grades an gegenseitiger Abhängigkeit in der heutigen Welt 
werden diese Ziele international nur abzusichern sein, wenn 
bei der Zusammenarbeit die Interessen der Partnerländer ange- 
messen berücksichtigt werden. 


5. a) Welche Veränderungen in den entwicklungspolitischen Zie- 
len und Instrumenten erfordern die Rohstoffverteuerungen 
und -Verknappungen nach Meinung der Bundesregierung? 


Technische Zusammenarbeit gegen Entgelt, Dreieckskoopera- 
tion und Konditionendifferenzierung sind Antworten auf die 
neue Lage. 


b) Welches Verhältnis hat nadi Auffassung der Bundesregie- 
rung die Entwicklungspolitik zur Rohstoffpolitik? 

— Welche konkreten Maßnahmen im Bereich der Entwick- 
lungspolitik sollen künftig der deutschen Rohstoffsiche- 
rung dienen? 
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— Welchen Anteil an der gesamten deutschen Entwick- 
lungshilfe hatten Rohstoffprojekte, die der deutschen 
Rohstoffversorgung dienen, in den Jahren seit 1970, und 
welchen Anteil haben sie in der Rahmenplanung 1975? 
Welche konkreten Projekte der deutschen Entwicklungs- 
hilfe sind z. Z. in Durchführung oder in Planung, die 
einen Beitrag zur deutschen Rohstoffsicherung leisten? 

Die Bundesregierung hat zum Verhältnis von Entwicklungs- 
politik und Rohstoffsicherung wiederholt erklärt, daß vom 
BMZ geförderte Projekte im Rohstoff bereich entwicklungspoli- 
tischen Kriterien genügen müssen. Flankierende entwicklungs- 
politische Beiträge sind dort möglich, wo bei Parallelität roh- 
stoffpolitischer und entwicklungspolitischer Interessen mit deut- 
scher Entwicklungshilfe Rohstoff pro jekte gefördert werden, 
deren Verwirklichung einem wichtigen volkswirtschaftlichen 
Bedürfnis der Entwicklungsländer entspricht und die gleichzeitig 
zu einer langfristigen Versorgung der deutschen Wirtschaft mit 
Rohstoffen beitragen. 

Der Anteil des Rohstoffsektors an der bilateralen finanziellen 
und technischen Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern 
belief sich 1970 bis 1974 auf durchschnittlich 5 v.H. der zugesag- 
ten Mittel; für 1975 sind rund 6,4 v.H. der Zusagen für diesen 
Sektor vorgesehen. 


6. Von welchen Entwicklungsländern ist die Rohstoffversorgung 
der Bundesrepublik Deutschland in besonderem Maße abhängig? 
Um welche Rohstoffe handelt es sich? 

Die Bundesrepublik Deutschland ist bei mineralischen und bei 
anderen Rohstoffen in hohem Maße einfuhrabhängig, zum Teil 
bis zu 100 v.H. Ein unterschiedlicher, zum Teil großer Prozent- 
satz dieser Einfuhren kommt aus Entwicklungsländern. Im ein- 
zelnen wird auf Anlage 10 des Bundestagsprotokolls vom 
16, Januar 1975 (141. Sitzung) verwiesen, die eine detaillierte 
Aufstellung für wichtige Rohstoffe und ihre Herkunftsländer 
enthält. 


7. a) Welche Gründe haben die Bundesregierung veranlaßt, bei 
der Vorbereitung entwicklungspolitischer Entscheidungen 
davon auszugehen, daß sich der Erdölpreis in den nächsten 
zwei bis drei Jahren bis zu 25 v. H. senken wird {vgl. „Han- 
delsblatt" vom 12. Dezember 1974)? 

In dem zitierten Artikel wird lediglich berichtet, daß nach An- 
sicht von Bundesminister Bahr eine Senkung des Erdölpreises 
um bis zu 25 v. H. „nicht ausgeschlossen" ist und dies als Hypo- 
these „dienen könnte". Die Gründe für diese Annahme sind in 
dem Artikel genannt. 


b) Welche Folgerungen für die entwicklungspolitische Kon- 
zeption und für konkrete Maßnahmen zieht die Bundes^ 
regierung aus dieser Annahme? 

Die Bundesregierung zieht keine Folgerungen aus einer von 
mehreren hypothetischen Annahmen. 
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8. Wann ist der Wissenschaftliche Beirat des Bundesministeriums 
für Wirtschaftliche Zusammenarbeit mit der schwierigen Situa- 
tion, in die besonders die rohstoffarmen Länder nach der Öl- 
preissteigerung geraten sind, befaßt worden, und welche kon- 
kreten Empfehlungen hat er ausgesprochen, um zu einer ver- 
änderten Schwerpunktsetzung bei der sektoralen Förderung und 
der Verteilung der Entwicklungshilfe sowie zu neuen Formen 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit zu kommen? 


Der Wissenschaftliche Beirat des BMZ hat die genannten Pro- 
bleme in seinen Plenarsitzungen vom 7. Dezember 1973, 7. Mai 
1974 und 22, November 1974 erörtert. Vgl. dazu auch das 
inzwischen veröffentlichte Gutachten „Rohstoff- und Entwick- 
lungspolitik" (Bd. 28 der Wissenschaftlichen Schriftenreihe des 
BMZ). 


9. a) In welchem Umfang, haben die folgenden Ländergruppen 
(auch wenn einige der „Länderkategorien" erst später einge- 
führt wurden) deutsche Entwicklungshilfe - aufgeschlüsselt 
nach Zusagen und Auszahlungen, Kapitalhilfe und Tech- 
nischer Hilfe - in den Jahren seit 1970 erhalten, und in wel- 
chem Umfang sind für sie Entwicklungshilfeleistungen für 
1975 geplant: 

1. die 26 am wenigsten entwickelten Länder, 

2. die von den jüngsten internationalen Preisbewegungen 
am härtesten betroffenen Länder (nach der Definition der 
UN), 

3. die rohstoffreichen Länder (Netto-Rohstoff-Exporte über 
40v.H.), 

4. die Entwicklungsländer, von deren Rohstofflieferungen 
die Bundesrepublik Deutschland besonders abhängig ist 
(vgl. Frage Nr. 6), 

5. die mit der EG alt-assoziierten Länder, 

6. die Vertragspartner der Konvention von Lome, 

7. die Mittelmeerländer, 

8. die arabischen Länder sowie - gesondert dargestellt - 
die nicht arabischen islamischen Länder, 

9. die Länder Afrikas, 

10. die Länder Lateinamerikas, 

11. die Länder Asiens, 

12. die Länder Europas? 


Die in der Frage genannten Ländergruppen erhielten seit 1970 in folgendem Umfang deutsche Ent- 
wicklungshilfe : 

Technische Hilfe (Mio DM) Kapitalhilfe (Mio DM) 


Ländergruppe 

Zusagen 

1970 bis 1974 1975 2) 

Aus- 
zahlungen 
1970 bis 1974 

Zusagen 

1970 bis 1974 1975 2) 

Aus- 
zahlungen 
1970 bis 1974 

1. 

(26 Länder) 

519,6 

162,6 

366,9 

1204,3 

392,9 

624,1 

2. 

(33 Länder) 

806,1 

301,1 

557,0 

3133,8 

921,9 

2247,4 

3. 

(29 Länder) 

650,6 

188,1 

448,4 

1905,9 

553,1 

1091,4 

4. 

(21 Länder) 

765,7 

205,8 

553,9 

3755,9 

800,0 

2615,7 

5. 

(19 Länder) 

350,8 

132,7 

248,9 

775,1 

255,8 

280,9 

6. 

(46 Länder) 

733,1 

256,7 

477,1 

1792,9 

541,4 

771,5 

7. 

(15 Länder) 

261,3 

78,0 

178,4 

3314,0 

1030,0 

2425,8 

8.a 

(20 Länder) 

293,8 

87,0 

198,8 

1669,8 

600,0 

937,7 

8.b 

(18 Länder) 

423,6 

134,5 

349,9 

2549,6 

507,0 

1779,8 

9. 

(48 Länder) 

930,0 

307,0 

614,4 

3082,4 

998,4 

1413,3 

10. 

(27 Länder) 

372,5 

77,7 

273,2 

924,0 

138,0 

574,9 

11. 

(36 Länder) 

654,9 

205,0 

523,4 

4134,0 

885,0 

3283,6 

12. 

( 7 Länder) 

55,0 

24,3 

35,5 

1318,5 

435,0 

1107,8 


9 Zwischen diesen Ländergruppen bestehen zum Teil Überschneidungen. 
2) Rahmenplanung 1975 
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b) Wie beurteilt die Bundesregierung die gegenwärtige Ver- 
teilung der deutschen Entwicklungshilfe, und hält sie wesent- 
liche Korrekturen - wenn ja, welche - für erwünscht? 


Der Anteil der am wenigsten entwickelten Länder und der 
MSA-Länder wird sich zu Lasten solcher Länder erhöhen, die 
über rasch steigende Deviseneinnahmen verfügen (insbes. 
OPEC-Länder). 


10. Wie vereinbart die Bundesregierung die Aussage von Bundes- 
minister Bahr (am 12. Januar 1975 im SWF), daß die arabischen 
Erdölländer vorzugsweise an andere arabische Länder Entwick- 
lungshilfe leisten und daß daraus Konsequenzen gezogen wer- 
den müßten, mit der Tatsache, daß der Anteil der Kapitalhilfe 
für die arabischen Länder an der gesamten deutschen Kapital- 
hilfe in der Rahmenplanung für 1975 überproportional auf 
24,7 V. H. gesteigert wird? 

Die Leistungen der arabischen Erdöl-Produzenten an ihre ara- 
bischen Nachbarländer werden bei der Rahmenplanung ebenso 
berücksichtigt wie die Leistungen anderer Geber. Der Anteil 
der arabischen Entwicklungsländer an den gesamten in der 
Rahmenplanung vorgesehenen Zusagen wurde deshalb trotz 
der in den letzten Jahren intensivierten Beziehungen zu diesen 
Ländern nicht gesteigert, sondern reduziert. 


11. Beabsichtigt die Bundesregierung, irgendwelche Länder aus 
der Liste der Kapitalhilfeempfänger zu streichen? Wenn ja: 
welche und mit welcher Begündung? 

Eine Liste der Entwicklungsländer, mit denen die Bundesregie- 
rung finanziell zusammenarbeitet, existiert nicht. Vielmehr 
wird jeweils anhand der konkreten Erfordernisse von Jahr zu 
Jahr neu entschieden, wie der verfügbare Rahmen auszufüllen 
ist. 


12. In welchem Umfang haben die Erdölländer Saudi-Arabien, 
Kuwait, Vereinigte Arabische Emirate, Irak, Iran, Libyen und 
Venezuela seit 1968 Kapitalhilfe erhalten? 

Seit 1968 betrugen die Auszahlungen an die genannten Länder 
insgesamt 135,2 Mio DM. 


13. a) Welche Länder erhalten seit wann und in welchem finan- 
ziellen Umfang und in welchen Bereichen „Technische 
Hilfe gegen Bezahlung"? 

Mit dem Königreich Saudi-Arabien besteht seit 1966 eine 
Zusammenarbeit im Bereich der gewerblichen Berufsausbildung, 
deren Kosten seit 1974 voll vom Partnerland getragen werden. 
Saudi-Arabien hat bis 1974 ca. 12,9 Mio DM für das Vorhaben 
ausgegeben. Für das Ausbildungsjahr 1974/1975 werden die 
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Aufwendungen Saudi-Arabiens auf 30 Mio DM geschätzt. Eine 
Zusammenarbeit auf weiteren Gebieten wurde Saudi-Arabien 
zugesagt. 

Mit einer Reihe weiterer Länder wird zur Zeit über diese neue 
Form der Zusammenarbeit verhandelt. 


b) In welcher Höhe wurden bisher und werden 1975 durch 
die Anwendung dieses Instruments für die „ärmsten der 
armen Länder" Mittel frei, wie dies Bundesminister Bahr 
(am 25. September 1974 im Hessischen Rundfunk) anqekün- 
digt hat? 

Die Mittel für die Gruppe der sogenannten „am meisten betrof- 
fenen Länder'' sind rund 35,7 v. H. (1970 bis 1973) auf rund 
47,3 V. H. (1974/1975) gestiegen. 


14. Welche konkreten Projekte mit welchem finanziellen Umfang 
nach dem Modell der von Bundesminister Bahr im Sudan ange- 
kündigten staatlichen „Dreieckskooperation" sind bisher mit 
arabischen Geldern begonnen worden oder befinden sich im 
Planungsstadium? Welche konkreten finanziellen Zusagen rei- 
cher arabischer erdölproduzierender Länder liegen für diese 
Projekte vor? 

Dreieckskooperation ist ein neues Instrument der Entwicklungs- 
politik. Im Unterschied zur bilateralen Zusammenarbeit müssen 
sich dabei nicht nur mehr Partner als bisher über Projektzweck 
und -finanzierung einigen, es sind auch die üblichen anfäng- 
lichen Schwierigkeiten zu überwinden, die sich bei der Ein- 
führung neuer Methoden internationaler Zusammenarbeit stel- 
len. Die von der Bundesregierung in Angriff genommenen 
Projekte der Dreieckskooperation befinden sich zur Zeit in 
einem Verhandlungsstadium, das noch Zurückhaltung verlangt. 


15. Wie beurteilt der Wissenschaftliche Beirat des Bundesministe- 
riums für Wirtschaftliche Zusammenarbeit die vorgesehene 
staatliche Dreieckskooperation zwischen ölexportierenden 
Staaten, Industrieländern und Entwicklungsländern, und welche 
Möglichkeiten hat er für ein „recycling" der Ölgelder vor- 
geschlagen? 

Es ist geplant, bei der nächsten Sitzung des Wissenschaftlichen 
Beirats den Problemkreis Dreieckskooperation und recycling 
zu erörtern. Soweit die Thematik dafür geeignet ist, wird der 
Beirat um eine gutachterliche Äußerung gebeten werden. 


16. Welche konkreten Produktionszweige müssen nach Auffassung 
der Bundesregierung in Entwicklungsländer „verlagert" wer- 
den, da sie dort rentabler und billiger arbeiten können - wie 
das Bundesminister Bahr am 6. Februar 1975 gegenüber der 
„Frankfurter Rundschau" erklärt hat -, und welche Maßnahmen 
hat die Bundesregierung getroffen, um die Folgen solcher „Ver- 
lagerungen" in den Griff zu bekommen? 


In privatwirtschaftliche Dispositionen, z. B. die Verlagerung von 
Fertigungen in das Ausland, greift die Bundesregierung grund- 
sätzlich nicht ein; sie hat infolgedessen auch keine Branchen 
bestimmt oder ausgewählt, die in das Ausland verlagert wer- 
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den müssen. Darüber, daß unser Produktionsapparat in einem 
strukturellen Wandel auf einem hohen technologischen Niveau 
gehalten Vv erden muß, bestehen keine Meinungsverschiedenhei- 
ten mit der deutschen Wirtschaft. Da wir so den weltweiten 
Strukturwandlungen Rechnung tragen, ist das nicht nur die 
beste Unterstützung, die wir den Entwicklungsländern bieten 
können, sondern sichert auf Dauer auch unsere Arbeitsplätze. 
Sofern bei solchen künftigen Entwicklungen in bestimmten 
Fällen Beschäftigungsprobleme entstehen sollten, wird die 
Bundesregierung - wie bisher - ihre arbeitsmarktpolitischen, 
sektoralen und regionalen Hilfsmaßnahmen einsetzen. 


17, Wie beurteilt die Bundesregierung das Ergebnis der Verhand- 
lungen der EG mit den AKP-Staaten in der Frage der Export- 
erlösstabilisierung, insbesondere im Hinblick auf die Mög- 
lichkeit, daß ein solches Modell weltweit realisiert werden 
könnte? 


Die Bundesregierung hält die in der Konvention von Lome 
vereinbarte Erlösstabilisierung für einen Kompromiß, mit dem 
die Gemeinschaft den AKP-Staaten wesentliche Vorteile ge- 
währt. Im Rahmen der zur Zeit stattfindenden internationalen 
Diskussion über Rohstoffe prüft die Bundesregierung neben 
anderen Lösungsansätzen auch die Frage, ob und gegebenen- 
falls mit welchen Modifikationen Elemente dieses Systems 
weltweit sinnvoll sind. 


18. Wie beurteilt die Bundesregierung den vom Generalsekretär 
der UNCTAD dem Rohstoffausschuß dieser Organisation vor- 
gelegten „Corea-Plan", der für 18 wichtige Rohstoffe inter- 
nationale Vorratslager, einen Finanzierungsfonds, multilate- 
rale Liefer- und Abnahmeverpflichtungen, Ausgleichszahlungen 
zur Stabilisierung von Exporterlösen und die Weiterverarbei- 
tung von Rohstoffen in den Erzeugerländern vorsieht; welche 
Einzelvorschläge - und aus welchen Gründen - lehnt sie ab, 
unterstützt sie oder hält sie für diskutabel? 

Der Corea-Plan ist in seinen Details noch nicht ausgearbeitet. 
Das UNCTAD-Sekretariat ist daher von Mitgliedsländern auf- 
gefordert worden, ergänzende Untersuchungen anzustellen. Die 
sorgfältige Prüfung dieses in einigen wesentlichen Elementen 
bedenklichen Planes ist noch nicht abgeschlossen. 


19. a) Welche konkreten Forderungen 

— der „Grundsatzerklärung“ der 6. Sonderkonferenz der 
Vereinten Nationen für Rohstoffe und Entwicklung vom 
6. Mai 1974, 

— des von den Entwicklungsländern beschlossenen 
„Aktionsprogramms", in dem u. a. die Errichtung von 
Produzentenkartellen, die Bindung der Preise für Export- 
güter der Entwicklungsländer an die Preise ihrer Import- 
güter aus den Industrieländern sowie eine Nationalisie- 
rung der natürlichen Ressourcen der Entwicklungsländer 
gefordert wird, sowie 

— der von den Vereinten Nationen im Dezember verab- 
schiedeten „Charta über wirtschaftliche Rechte und Pflich- 
ten der Staaten" 
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wird die Bundesregierung bei der 7. UN-Sonderkonferenz 
mit welcher Begründung ablehnen? 

Die Bundesregierung hat 

— der Erklärung und dem Aktionsprogramm über die Errich- 
tung einer neuen Weltwirtschaftsordnung auf der 6. Sonder- 
Generalversammlung der VN über Rohstoffe und Entwick- 
lung im Konsensus zugestimmt; 

— die Charta der wirtschaftlichen Rechte und Pflichten von 
Staaten abgelehnt; 

— ihre Vorbehalte zu einzelnen Punkten der o. g. Dokumente 
bereits mehrfach deutlich gemacht: zur Erklärung und 
Aktionsprogramm in der Erklärung zur Stimmabgabe durch 
den Vertreter der Bundesrepublik Deutschland, am 1. Mai 
1974 auf der 6. SGV; in den Beratungen auf der 58. Sitzung 
des Wirtschafts- und Sozialrates der VN Juli/ August 1974 
in Genf; auf der 29. GV der VN September/Dezember 1974 
in New York, vgl. Bericht der Bundesregierung zur 29. GV, 
Drucksache 7/3637. 

Die Haltung zur 7. Sonder-Generalversammlung wird zur Zeit 
von der Bundesregierung vorbereitet. Darüber hinaus erfolgt 
eine Koordinierung mit unseren Partnern der EG. Außerdem 
werden die Vorarbeiten mit den übrigen westlichen Industrie- 
ländern innerhalb der OECD abgestimmt. 


b) Wie ist die Aussage Bundeskanzler Schmidts im Abschluß- 
kommunique nach dem Besuch Titos in Bonn: „Jugoslawien 
und die Bundesrepublik Deutschland bestätigen ihre Bereit- 
schaft, sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten für die Verwirk- 
lichung der auf dieser 6. Sonderkonferenz verarbschiedeten 
Deklarationen (Neue Weltwirtschaftsordnung) einschließ- 
lich des Aktionsprogramms einzusetzen" vereinbar mit den 
positiven Aussagen Außenminister Genschers zur liberalen 
Weltwirtschaftsordnung? 

Sowohl Bundeskanzler Schmidt als auch Außenminister Gen- 
scher gehen in ihren Aussagen von dem gleichen Grundsatz 
aus: Fortentwicklung des liberalen Weltwirtschafts Systems. 


20. Hält es die Bundesregierung mit den deutschen wirtschaftspoli- 
tischen Interessen für vereinbar, die liberale arbeitsteilige, auf 
dem Grundsatz der Meistbegünstigung beruhende Weltwirt- 
schaftsordnung einzuschränken? 

Nein. 


21. Welchen Umfang der deutschen Entwicklungshilfeleistungen 
- aufgeschlüsselt nach Einzelplan 23, gesamter Bundeshaushalt, 
ODA - sieht die Bundesregierung für die Jahre bis 1978 vor? 

Die im Zusammenhang mit der Fortschreibung der Finanzpla- 
nung anzustellenden Überlegungen über die einzelnen Haus- 
haltansätze sind noch nicht abgeschlossen. 



